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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 11b AS 13/06 B 

 

 

 
……………………………………….., 
 
 

Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Hochtaunuskreis, 
vertreten durch den Kreisausschuss, 
Ludwig-Erhard-Anlage 1-4, 61352 Bad Homburg, 
 

Antragsgegner und Beschwerdegegner. 
 
 

 

 

 

Der 11b. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. April  2006 durch die 

Vizepräsidentin   Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l   sowie den Richter   Dr.  L e i t h e r e r 

und die Richterin   Dr.  R o o s   beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Hessischen Landessozial- 

gerichts vom 30.  März 2006 - L 7 AS 120/05 ER - wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 30. März 2006 - L 7 AS 120/05 ER - hat das Hessische Landessozialgericht 

(LSG) auf die Beschwerde des Antragstellers den Beschluss des Sozialgerichts Frankfurt am 

Main vom 13. Dezember 2005 - S 47 AS 767/05 ER - abgeändert und die Beschwerde im Übri-

gen zurückgewiesen. Gleichzeitig wurde in dem Beschluss des LSG darauf hingewiesen, dass 

diese Entscheidung unanfechtbar ist. 

 

Der Antragsteller hat mit einem am 6. April 2006 durch Telefax beim Bundessozialgericht (BSG) 

eingegangenen und von ihm unterzeichneten Schreiben vom selben Tag gegen den Beschluss 

des LSG Beschwerde eingelegt. 

 

Gegen die Entscheidung des LSG ist kein Rechtsmittel gegeben. Dies ergibt sich aus § 177 

Sozialgerichtsgesetz (SGG). Entscheidungen des LSG können nur ausnahmsweise, zB in den 

Fällen des § 160a Abs 1 SGG und des § 17a Abs 4 Satz 4 Gerichtsverfassungsgesetz mit der 

Beschwerde an das BSG angefochten werden. Eine solche Konstellation liegt hier nicht vor.  

 

Die Beschwerde muss daher schon aus diesem Grund in entsprechender Anwendung des 

§ 169 SGG als unzulässig verworfen werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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